
Gemeinsam AfD und  
Rassismus bekämpfen
und ihnen den Boden entziehen!
Liebe Antifaschistinnen und 
Antifaschisten,
Es ist an der Zeit, aufzustehen ge-
gen Rassismus. Es ist an der Zeit, 
der rassistischen Hetze der Sar-
razins, Seehofers, Gaulands und 
Bachmanns den Kampf anzusagen. 
Es ist an der Zeit, die täglichen An-
griffe auf MigrantInnen, Geflüch-
tetenunterkünfte und Moscheen zu 
stoppen. Es ist an der Zeit, dem in-
stitutionellen Rassismus, den Son-
dergesetzen für Nichtdeutsche, den 
ständigen Asylrechtsverschärfun-
gen, der brutalen Abschottung der 
EU-Außengrenzen eine breite Be-
wegung von Lohnabhängigen und 
Jugendlichen entgegenzustellen.

Dafür brauchen wir ein entschlos-
senes gemeinsames Handeln von 
Gewerkschaften, Linken, sozialen 
Bewegungen, Geflüchteteninitiati-
ven, Migrantenverbänden, ehren-
amtlichen HelferInnen und allen, 
die sich gemeinsam im Kampf ge-
gen Rassismus organisieren wollen. 
Deshalb beteiligt sich die SAV in 
vielen Städten am Aufbau antiras-
sistischer Bündnisse. Es ist gut und 
überfällig, bundesweit zusammen 
zu kommen, um wie hier in Frank-
furt über den Kampf gegen die AfD 

und Rassismus zu diskutieren und 
Aktionen zu planen.

Rassismus spaltet!
Rassismus dient den Herrschenden 
zur Spaltung der arbeitenden Bevöl-
kerung anhand ethnischer Kriterien. 
Er lenkt von den wahren Ursachen 
für die zunehmende Armut, sozialen 
Abstieg und Perspektivlosigkeit ab, 
schafft falsche Feindbilder und ver-
hindert den gemeinsamen Kampf 
aller Betroffenen gegen Wohnungs-
not, prekäre Beschäftigungen usw. 
Die neoliberale Politik von SPD/
CDU/Grü-
nen hat da-
für gesorgt, 
dass die Su-
perreichen 
immer rei-
cher werden, 
während bei 
der Mehr-
heit der Bevölkerung gespart wird, 
während die kommunale Infrastruk-
tur verfällt, der Arbeitsdruck steigt, 
Sozialabbau betrieben wird und im-
mer mehr Menschen zum Zwecke 
der Profitmaximierung für Immobi-
lienhaie und Spekulanten aus ihren 
Wohnvierteln vertrieben werden. Es 
sind Gabriel, Merkel, Kretschmann, 

Göring-Eckhart und Konsorten, die 
mit ihrer konzernfreundlichen Kür-
zungspolitik soziale Ausgrenzung 
und Abstiegsängste befeuern - und 
die somit den Geburtshelfer für die 
AfD gespielt haben.

Gemeinsam für soziale Ver-
besserungen!
Im Aufruf „Aufstehen gegen Ras-
sismus“ wird Besorgnis über das 
Erstarken rassistischer Parteien 
wie der AfD und Bewegungen wie 
Pegida ausgedrückt – ohne jedoch 
die Ursachen für deren Zulauf zu 

thematisieren. Der über Jahre be-
triebene staatliche Rassismus der 
herrschenden Politik und die von 
bürgerlichen Medien und Politi-
kerInnen immer wieder aufs Neue 
geschürten Hetzkampagnen gegen 
„kriminelle Ausländer“ oder „integ-
rationsunwillige Flüchtlinge“ haben 
erst den rassistischen Nährboden 

NoTDDZ in Dortmund 
Am 4. Juni findet einer der größten Naziaufmärsche 
der Bundesrepublik in Dortmund statt. Dagegen ru-
fen BlockaDO und andere Bündnisse zu Blockaden 
und Gegenprotesten auf. 
Mehr Informationen unter www.sozialismus.info



geschaffen, auf dem AfD und Pegi-
da entstehen konnten. 

Linke Alternativen sind not-
wendig!
Dass sich die AfD erfolgreich als 
Anti-Establishment-Partei präsen-
tieren kann, obwohl sie die unsozi-
ale, diskriminierende, rassistische 
und ausbeuterische Politik genau 
dieses politischen Establishments 
nur auf die Spitze treibt, sollte uns 
zu denken geben. Wir können die 
AfD nicht gemeinsam mit Kräf-
ten aus diesem Establishment, 
sondern nur in klarer Abgrenzung 
zu diesen bekämpfen. Es gilt, den 
neoliberalen Charakter der AfD zu 
entlarven und aufzuzeigen, dass 
es nicht die Geflüchteten sind, 
die Löhne kürzen, Mieten erhö-
hen und den Sozialstaat zerstören, 
sondern die Politik der etablierten 
Parteien. Um Rassismus wirklich 
zu bekämpfen und ihm den Nähr-
boden zu entziehen, brauchen wir 
eine Bewegung, die linke Alterna-
tiven zum neoliberalen Einheits-
brei anbietet, soziale Forderungen 
in den Mittelpunkt rückt und ge-
meinsame Kämpfe für gute Löhne 
und bezahlbares Wohnen, gegen 
Entlassungen, Privatisierungen 
und Gentrifizierung anstößt. Ge-
meinsam mit den Verursachern 
von Nationalismus, rassistischer 
Spaltung und sozialem Abstieg ist 
so ein Kampf nicht zu führen.

Das Bündnis „Aufstehen gegen 
Rassismus“ formuliert in seinem 
Aufruf den Anspruch, den antiras-
sistischen Kampf bundesweit zu 
vernetzen und Argumente gegen 
die AfD massenhaft zu verbreiten. 
Das wäre dringend nötig. Deshalb 
haben wir uns auch in die Dis-
kussionen über die Ausrichtung 
des Bündnisses eingebracht und 
vorgeschlagen, Rassismus überall 
dort zu kritisieren, wo er auftritt 
– also nicht erst auf den Pegida-
Demos und AfD-Parteitagen, son-

dern auch bei Asylrechtsverschär-
fungen und Abschiebungen. Diese 
Vorschläge wurden jedoch leider 
nicht aufgenommen. Der Grund 
hierfür ist, dass gezielt Spitzenpo-
litikerInnen von SPD und Grünen 
ins Boot geholt wurden. Um de-
ren Unterstützung zu bekommen 
wurde auf Kritik an rassistischer 
Asylgesetzgebung, an Massen-
unterbringung und Abschottung 
der EU verzichtet. So wird zum 
Beispiel das andauernde willkür-
liche Festlegen von neuen siche-
ren Herkunftsstaaten durch CDU/

blockieren und verhindern wollen. 
Das Bündnis aber will unter an-
derem Stammtischkämpfer*innen 
ausbilden, die Argumente gegen 
Rassismus in alle Bereiche der 
Gesellschaft tragen - aber kön-
nen diese Argumente überzeugen, 
wenn sie nicht die sozialen und 
politischen Ursachen und die Ver-
antwortung der etablierten Partei-
en benennen? 

Viele Aktive aus Gewerkschaften 
und linken Bewegungen haben 
den Aufruf unterschrieben, weil 

Tag X gegen rassistische Gewalt
Das Bündnis Köln gegen 

Rechts ruft zu bundesweiten 
Aktionen auf: „Sobald es einen 
neuen Skandal wie in Clausnitz 
gibt, werden wir diesmal eine 
unmittelbare Reaktion zeigen. 
Und zwar nicht nur in einer 
Stadt, sondern in mehreren, 
auch überregional. Gleichzei-
tige Reaktionen in mehreren 

Städten werden größere Auf-
merksamkeit bekommen und 
können so als Anstoß für eine 
neue Bewegung funktionieren. 
Andere Städte und Organisati-
onen sollen sich ermutigt füh-
len, sich ebenfalls zu äußern.“ 
Wer sich beteiligen will, bitte 
melden unter gegenrechts@
riseup.net

CSU, SPD und Grüne, wodurch 
das Recht auf Asyl für aus Afgha-
nistan und anderen Ländern flie-
hende Menschen praktisch außer 
Kraft gesetzt wird, nicht themati-
siert. Damit wird SPD und Grünen 
ein Antirassismus zugeschrieben, 
den sie gar nicht vertreten. Gerade 
die von der Bundesregierung mit 
betriebene Abschottung Europas 
in Griechenland, verbunden mit 
dem Kniefall vor der Erdoğan Re-
gierung macht die Kritik an dieser 
Politik nochmal drängender.

Das gilt umso mehr, da es sich 
hier nicht um eine einmalige Ak-
tionseinheit zum Beispiel zur 
Verhinderung eines Nazi-Aufmar-
sches handelt. In so einem Fall ist 
es sinnvoll, dass sich alle Kräften 
absprechen, die sich den Nazis 
tatsächlich in den Weg stellen und 
rechte Aufmärsche und Aktionen 

sie damit die Hoffnung verbinden, 
der AfD und dem wachsenden 
Rassismus etwas entgegenzuset-
zen. Wir rufen das Bündnis und 
alle darin Aktiven auf, eine brei-
te Debatte darüber zu führen, was 
im Kampf gegen Rechts nötig ist 
und jede Art von Rassismus zu 
bekämpfen. Wir werden uns dafür 
einsetzen, dass vor Ort und bun-
desweit gemeinsame Aktionen der 
verschiedenen Bündnisse und lin-
ken Kräfte stattfinden, ohne selbst 
dabei auf die notwendige Kritik 
an der unsozialen und rassisti-
schen Politik von CDUCSUSPD-
FDPGRÜNE zu verzichten. Und 
vor allem rufen wir dazu auf, den 
gemeinsamen Kampf für soziale 
Verbesserungen zum integralen 
Bestandteil antirassistischer Poli-
tik zu machen - denn nur so kann 
Rassismus der Boden entzogen 
werden.V
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